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Fachgesellschaften und der Kampf für gute 
Arbeit in der Wissenschaft*1 
Antonia Schmid, Thorsten Thiel 
Die in dieser Zeitschrift und der Blogserie geführte Diskussion um gute Arbeit 
in der Wissenschaft hat sich der Diagnose der Missstände wie der Frage der 
Abhilfe verschrieben. Unser Beitrag soll diesbezüglich ein sehr kleines, aber 
sehr konkretes Puzzleteil beisteuern: Wir fokussieren die Rolle der Fachgesell-
schaften bei der Repräsentation prekär beschäftigter Akademiker*innen und 
fragen nach deren Aufgaben und Möglichkeiten. Wir werden hierfür unsere 
Erfahrungen in einer der Schwestergesellschaften der DGS reflektieren, der 
Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft (DVPW). Wir haben in der 
noch laufenden, aber bald zu Ende kommenden Amtszeit deren Vorstand und 
Beirat angehört1 und möchten daher eine Innenperspektive anbieten. 
Wir wollen und können die DVPW dabei nicht als Vorbild für die Einbin-
dung von prekär beschäftigten Vertreter*innen oder die Durchsetzung ent-
sprechender Interessen porträtieren. Sie ist lediglich die uns vertraute Fachge-
sellschaft und viele der Fragen und Kämpfe in DGS und DVPW überschnei-
den sich. Wir möchten insofern ausloten, was die Rolle von Fachgesellschaften 
in Bezug auf gute Arbeit in der Wissenschaft generell sein kann und die Kennt-
nis von Strukturen und Initiativen verbreitern. In einem ersten Schritt werden 
wir die Repräsentation von prekär beschäftigten Akademiker*innen in der 
DVPW diskutieren und im zweiten einige Handlungsbereiche vorstellen, bevor 
wir abschließend eine Reflexion über Möglichkeiten und Grenzen der Fachge-
sellschaften in Bezug auf Beschäftigungsfragen unternehmen. 
                                                        
 * Anm. der Redaktion: Leicht überarbeitete Version des Beitrags zum DGS-Blog vom Mai 
und Juni 2016 (http://soziologie.de/blog/2016/). 
 1 Antonia Schmid ist im Beirat, Thorsten Thiel ist im Vorstand und war in der Amtsperio-
de 2012 bis 2015 Mitglied des Beirats. 
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Zur Organisation wissenschaftlicher Lohnarbeiter*innen in 
der DVPW 
Die DVPW versteht sich in erster Linie als Fachvertretung im Sinne einer 
Repräsentation der Disziplin nach außen und der Organisation des wissen-
schaftlichen Diskurses innerhalb der Disziplin. Berufsständische Anliegen 
etwa hinsichtlich des Eintretens für weibliche und nicht-professorale Mit-
glieder sind nachgeordnete Ziele, wobei die neue Satzung (siehe unten) 
›Nachwuchs‹förderung ebenfalls zum Vereinsziel macht.  
Die Mitgliedschaft in der DVPW ist dabei verhältnismäßig offen. Um 
DVPW-Mitglied zu werden, braucht es einen einschlägigen Hochschulab-
schluss und den Nachweis einer Publikation. Von den ca. 1.800 Mitglie-
dern, die die DVPW derzeit hat, sind etwa die Hälfte nicht in dauerhaften 
Anstellungen – was schon für sich deutlich macht, warum nicht-professo-
rale Wissenschaftler*innen unbedingt auch in der Führung der Vereinigung 
repräsentiert sein sollten.  
Die Vertretung von Anliegen des ›wissenschaftlichen Nachwuchses‹ hat 
in der DVPW aber eine gewisse Tradition (zumal es mit der DGfP eine 
zweite politikwissenschaftliche Fachgesellschaft gibt, die eine ›exklusivere‹ 
Mitgliedsstruktur aufweist). Bisher war es so, dass in den Vorstand und 
Beirat der DVPW, die zusammengenommen dessen zentrales Entschei-
dungsorgan bildeten, traditionell zwei Kandidat*innen des ›Nachwuchses‹ 
gewählt wurden (insgesamt gehörten in den letzten Amtszeiten dreizehn 
Personen dem Gremium an). Diese wurden am Tag vor der Mitgliederver-
sammlung von einer Vollversammlung des wissenschaftlichen ›Nachwuch-
ses‹ nominiert. Die Plätze sind nicht formell gesichert – es gibt nur die in-
formelle, aber bisher funktionierende Tradition, dass die von der ›Nach-
wuchsversammlung‹ bestimmten Vertreter*innen breite Unterstützung er-
halten und sicher in die Gremien gewählt werden.  
Innerhalb von Vorstand und Beirat wird dann ein AK Nachwuchsför-
derung gebildet, der die Positionen zu Fragen von Qualifikation und prekä-
rer Beschäftigung formuliert und dem eine*r oder beide von der ›Nach-
wuchsversammlung‹ entsandten Vertreter*innen sowie weitere an den The-
men interessierte Mitglieder von Vorstand und Beirat angehören. Darüber 
hinaus gibt es in der DVPW – analog zur DGS – eine Vielzahl von Unter-
gliederungen (Sektionen, Arbeitskreise und Themengruppen), deren Orga-
nisation wenig formalisiert ist, die jedoch auch häufig ›Nachwuchs‹spreche-
r*innen wählen oder dafür zuständige Personen in ihrem jeweiligen Spre-
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cher*innenkreis bestimmen. Der AK Nachwuchsförderung auf Ebene von 
Vorstand und Beirat trifft sich während seiner Amtszeit mindestens zwei-
mal mit diesen Vertreter*innen der Untergliederungen, um gemeinsame 
Themen zu besprechen. Die Repräsentation von prekär beschäftigten Aka-
demiker*innen ist daher insgesamt recht hoch und wird in der Vereinigung 
vollständig akzeptiert und verteidigt. Aus unserer Erfahrung in den Gre-
mien möchten wir dabei den Wert aktiver Repräsentation betonen, da eine 
allein advokatorische Repräsentation, auch bei wohlmeinender Intention, 
unserer Einschätzung nach die Realitäten prekärer Beschäftigungsverhält-
nisse häufig verfehlen würde. 
Diese Struktur ist gegenwärtig in Transition begriffen: Nach dem plötz-
lichen Rücktritt des kurz zuvor gewählten Vorsitzenden auf dem Kongress 
2015 in Duisburg ist eine Satzungsdebatte in Gang gekommen, die auf der 
Drei-Länder-Tagung der Vereinigung Ende September 2016 in Heidelberg 
in der Annahme einer neuen, deutlich geänderten Satzung resultierte. Die 
Änderungen richten sich zwar nicht primär auf Belange nicht-professoraler 
Wissenschaftler*innen, aber sie berühren diese in vielerlei Hinsicht. Die 
neue Satzung entkoppelt das vormals auf unterschiedlich Weise gewählte, 
aber gemeinsam entscheidende Konstrukt von Vorstand und Beirat. Der 
Vorstand wird größer (elf statt bisher sieben Mitglieder). Der neue Rat 
setzt sich nun aus Delegierten der Untergliederungen zusammen und hat 
ausschließlich beratende Funktion. Da der herkömmliche Beirat als de-fac-
to-Erweiterung in der jetzigen Form wegfällt, sinkt die Gesamtzahl der zur 
Verfügung stehenden Positionen. Es gibt Stimmen in der Vereinigung, die 
argumentieren, dass die Veränderungen es erschweren werden, eigene Kan-
didat*innen der ›Nachwuchsversammlung‹ im Vorstand durchzubringen – 
zumal die ebenfalls neu eingeführte Möglichkeit der Online-Wahl im Ver-
dacht stehe, das Kriterium der ›Prominenz‹ wichtiger zu machen. Gegen 
diese Befürchtung spricht allerdings, dass die Hürden sinken, sich an der 
Wahl zu beteiligen, die Mehrzahl der Mitglieder nicht-professoralen Status-
gruppen angehört und dem neu beschlossenen Wahlverfahren des Single 
Transferable Vote zugeschrieben wird, die proportionale Repräsentation zu 
verbessern. Auch war es bisher schon so, dass den Kandidat*innen der 
›Nachwuchs‹versammlung kein Platz garantiert war und die Schwierigkeit 
eher darin bestand, Kandidat*innen für die dreijährige, arbeitsintensive 
Amtszeit zu motivieren. Zudem kann Gremienarbeit immer bedeuten, sich 
in potentiellen Konflikten offen zu positionieren, was für Qualifikant*in-
nen und andere Prekäre, die oft für noch unbestimmte Zeit auf Arbeitssu-
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che sind, problematischer ist als für Inhaber*innen fester Stellen. Die Wah-
len zum neuen Vorstand wurden im Anschluss an die Satzungsänderung 
initiiert, ihre Ergebnisse liegen zu Redaktionsschluss aber noch nicht vor. 
Bereits bekannt ist jedoch, dass die Wahlbeteiligung durch die neu einge-
führte Online-Wahl deutlich gestiegen ist. 
Zugleich ist anzumerken, dass die neue Satzung die Stellung des ›Nach-
wuchses‹ bezüglich einiger anderer Aspekte nachhaltig verbessert: Neben 
der schon erwähnten Festschreibung der ›Nachwuchsförderung‹ als Vereins-
zweck erhält ein*e Vertreter*in der ›Nachwuchs‹versammlung einen festen 
Platz im vierköpfigen Wahlausschuss, der die Vorstandswahlen vorbereitet 
und eine Vielfalt der Kandidat*innen gewährleisten soll. Auch in den Rat, 
der mindestens einmal jährlich zusammentritt, um die Arbeit des Vor-
standes zu begleiten, wird ein*e von der ›Nachwuchs‹versammlung be-
stellte Vertreter*in entsandt. Schließlich wird auch der AK Nachwuchsför-
derung als ständiger Ausschuss künftig durch die Satzung festgeschrieben 
und muss sich auch dann mit der ›Nachwuchs‹versammlung koordinieren, 
wenn keine*r von deren Vertreter*innen in den Vorstand gewählt wird 
bzw. niemand dafür antritt.  
Die neue Satzung stellt nach unserer Einschätzung daher unter dem 
Strich zumindest eine Absicherung, in Teilen sogar eine Verbesserung der 
Repräsentation von Anliegen prekär Beschäftigter dar. Die Einbindung 
nicht-professoraler Wissenschaftler*innen wird mit dieser formalisiert und 
die Satzung sieht darüber hinaus eine Vielzahl weiterer, dringend nötiger Än-
derungen vor – als wichtigste davon die Möglichkeit künftig einfacherer Sat-
zungsänderungen. Wir sind daher optimistisch, dass sich die DVPW auch im 
neuen institutionellen Rahmen weiterhin kontinuierlich mit Themen der 
guten Arbeit in der Wissenschaft auseinandersetzen und dabei auch mit 
Stimmen und Positionen prekär Beschäftigter konfrontiert sein wird.  
Initiativen zur Verbesserung guter Arbeit in der DVPW 
Noch wichtiger als die Frage, wie prekär Beschäftigte in der DVPW reprä-
sentiert werden, ist aber jene, in welchen Initiativen und Handlungen dies 
resultiert. Hier ist zunächst festzuhalten, dass mehr Initiativen und Aktionen 
und eine größere Nachhaltigkeit des Engagements sicherlich wünschenswert 
wären. Es geschieht viel, aber es könnte immer mehr sein. Zweitens gilt, 
90 F O R S C H E N ,  L E H R E N ,  L E R N E N  
 
dass die Politikwissenschaft – wie große Teile der Wissenschaftspolitik – 
sich in der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts weniger um die Frage der 
Beschäftigungssicherung gekümmert hat als um Fragen der Professionali-
sierung und Verwissenschaftlichung insbesondere der Doktorand*innen-
ausbildung, was bei aller positiver Dynamik zur Problematik des Flaschen-
halses in Wissenschaftskarrieren weiter beiträgt. Gerade in den letzten Jah-
ren sind aber Fragen wie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Stellen-
sicherheit oder die Wege bzw. Alternativen zur Professur auch in der 
DVPW sichtbarer ins Zentrum gerückt. Welche Instrumente stehen der 
Fachvereinigung zur Verfügung bzw. welche hat sie gewählt? 
Wir möchten hier vier Ansatzpunkte vorstellen. Eine frühe, aber sehr 
wichtige Initiative ging bereits von der ›Nachwuchsversammlung‹ des Kon-
gresses 2006 aus und resultierte in einer von Vorstand und Beirat 2008 ver-
abschiedeten und 2010 noch einmal ergänzten Stellungnahme zur Bereit-
stellung von Stellen in der Politikwissenschaft. Diese hält immer noch sehr 
wichtige Punkte fest: Zum Beispiel, dass allgemein die Entlohnung den 
Qualifikationsleveln entsprechen sollte (und generell zu niedrig liegt), dass 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben entfristet angestellt gehören, Postdocs 
nicht auf halben Stellen angestellt werden, Elternschaft angemessen be-
rücksichtigt und Lehraufträge vergütet werden sollten. Stellungnahmen wie 
diese sind zwar nicht bindend für Institute oder Mitglieder der DVPW, sie 
werden aber breit rezipiert und dienen als Argumentationshilfe bei konkre-
ten Ausschreibungen.  
Ein zweites Instrument ist die genaue Beschreibung disziplinärer Zu-
stände. So helfen Informationen über die spezifische Situation im Fach den 
Betroffenen oftmals mehr als die abstrakten, aggregierten Zahlen aller aka-
demisch Beschäftigten ohne Differenzierung nach Fächern. Orientierung 
und Selbsteinschätzung werden so eher ermöglicht. Zudem hilft die Kon-
kretion, der professoralen Elite zu verdeutlichen, dass es hier nicht um ent-
fernte Probleme geht, sondern um die eigenen und die potenziellen Mitar-
beiter*innen. Die DVPW hat schon zweimal Studien zu Karrierewegen in 
der Politikwissenschaft durchgeführt.1 Eine dritte aktuelle Umfrage richtete 
sich an die Institute und fragte, wie an den jeweiligen Standorten Karrieren 
begleitet, familiäre Vereinbarkeit gewährleistet oder etwa der Einstieg in die 
                                                        
 1 Die Ergebnisse der ersten Erhebung wurden in der PVS veröffentlicht (Knodt, Willems, 
Kotzian 2004). Die zweite Studie wurde auf dem DVPW-Kongress in Duisburg vorge-
stellt. Die Vorstellung der Ergebnisse ist für eine kommende Ausgabe der PVS vorgese-
hen (vgl. Baruth et al. 2016).  
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Lehrtätigkeit konkretisiert wird (Thiel, Sprungk, Pickel 2015). Solche Um-
fragen lösen die grundlegenden Probleme zwar nicht, sie helfen aber prekär 
beschäftigten Wissenschaftler*innen, ihre Chancen abzuschätzen, Strate-
gien zu entwickeln und auf informierter Grundlage Lebensentscheidungen 
zu treffen. 
Ein drittes Beispiel für Engagement aus der DVPW heraus nimmt 
einen ganz anderen Weg: den der dezentralen Initiative. Ein Beispiel hier-
für ist die schon von Peter Ullrich angeführte Petition »Wissenschaft als 
Beruf – für bessere Beschäftigungsbedingungen und planbare Perspekti-
ven«. Diese wurde von Gabi Schlag und Andreas Kruck initiiert, den da-
maligen ›Nachwuchs‹sprecher*innen der Sektion Internationale Beziehun-
gen, und dann in Absprache mit dem damaligen AK Nachwuchsförderung 
und den übrigen ›Nachwuchssprecher*innen‹ der Untergliederungen for-
muliert und unterschrieben. Sie war explizit bezogen auf die soziologische 
Petition, die von der Initiative »Für Gute Arbeit in der Wissenschaft« ini-
tiiert worden war, und erhielt fast 14.000 Unterschriften. Die Petition wur-
de auch in den überregionalen Medien breit rezipiert und oft angeführt, um 
den Unmut und die wachsende Organisation des wissenschaftlichen ›Nach-
wuchses‹ zu belegen. Im Anschluss an die Versendung des offenen Briefes 
kam es zu mehreren direkten Kontakten mit Bildungspolitiker*innen aller 
Fraktionen, die gerade in Hinblick auf die Ausarbeitungen zum WissZeit-
VG Interesse an der Perspektive ›von unten‹ zeigten. Das ist durchaus ein 
Erfolg, der uns aber auch verdeutlichte, dass es nicht damit getan ist, Kla-
gen zu formulieren und gehört zu werden, sondern dass es ausgearbeiteter 
politischer Vorschläge bedarf, um nicht nur den Ton zu setzen, sondern 
auch Musik zu spielen. 
Solche konkreten Lösungen lassen sich – dies ist der vierte Ansatz-
punkt – wiederum gut auf der Ebene von Fachgesellschaften entwerfen 
und diskutieren. Hierfür bieten sich Formate wie Workshops und Konfe-
renzen an. Ein Beispiel aus dem DVPW-Kontext ist die vom StAFF (Ständi-
ger Ausschuss für Fragen der Frauenförderung) organisierte Tagung »Chan-
cengleichheit in Wissenschaft und Wirtschaft« 2015, die gezielt Modelle aus 
anderen Arbeitswelten in den Wissenschaftsdiskurs einzuführen versuchte. 
Auch die große Plenarveranstaltung zu »Nachwuchsförderung und Karrie-
replanung in der Politikwissenschaft« auf dem Kongress 2015 lieferte kon-
krete Vorschläge zur Reform des Wissenschaftssystems, etwa zur Entfris-
tung von Stellen. 
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Die Rolle der Fachgesellschaften 
Insgesamt zeigt sich, dass die Mittel der Einflussnahme über Fachgesell-
schaften recht begrenzt sind, da die Situation prekär beschäftigter Wissen-
schaftler*innen letztlich vor allem exogen, das heißt wissenschaftspolitisch 
gestaltet und verändert wird. Sicherlich ließe sich der DVPW und anderen 
Fachgesellschaften vorwerfen, hier zu unpolitisch zu sein oder zu zaghaft 
zu agieren. Bei aller auch berechtigten Kritik sollte aber im Blick behalten 
werden, dass den Vereinigungen in erster Linie appellative und reflexive 
Instrumente zur Verfügung stehen. Sie sind daher nach unserer Erfahrung 
nicht der Ort für eine »kompromisslose« Auseinandersetzung, wie dies 
Tino Heim gefordert hat. Fachvereinigungen sind idealiter Orte des Dis-
kurses und der Verständigung. Sie können weder gewerkschaftliches Enga-
gement noch die konkrete Auseinandersetzung an den Hochschulorten er-
setzen. Ihr Einfluss und Wirkungsgrad auf die Situation nicht-professoraler 
Wissenschaftler*innen ist vor allem diskursiver und symbolischer Art. 
Doch hierin liegt auch eine Chance: Im Kontext von Fachvereinigungen 
lassen sich normative Standards nämlich sehr viel leichter formulieren und 
artikulieren und dann auch mit großer Autorität und Legitimation in den 
öffentlichen Diskurs verlagern. Verbandshandeln ist zudem auch deshalb 
wichtig, weil es Bewusstseinsbildung und awareness raising erlaubt, vertikale 
und horizontale Solidarität generieren kann und trotz der generellen Kon-
kurrenz, in die die nicht-professorale Wissenschaftler*innen permanent ge-
stellt sind, Organisierung fördern kann. Fachvereinigungen fördern das kri-
tische Bewusstsein und können daher als Ausgangspunkt von Veränderung 
dienen.  
Fraglos gibt es aber auch Bereiche, wo die Fachgesellschaften mehr tun 
können und sollten: Eine erste Baustelle etwa, die nach unserer Einschät-
zung viel stärker angegangen werden müsste, ist die Formulierung und Ab-
sicherung disziplinärer Standards. Die Misere des Hochschulsystems lässt 
sich schließlich nicht nur auf politische und gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen zurückführen, sondern hat Ursachen auch und nicht zuletzt auf 
den Ebenen der universitären Selbstorganisation. Ein Bereich, in dem In-
stitute und Universitäten beispielsweise viel mehr tun könnten, ist die radi-
kale Reform von Berufungsverfahren. Deren Dauer und die Belastung für 
alle Seiten haben groteske Züge angenommen. Das System schreckt ab, 
frustriert und ist Außenstehenden kaum zu vermitteln: jahrelange Verfah-
ren mit ständigen Gutachten, Externen und Gremien, die dann am Ende 
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eine sechs Jahres-Anstellung mit Zwischenevaluation, aber ohne tenure track 
hervorbringen – Arbeitsbedingungen, deren Legitimation höchst fragwür-
dig ist. Hier müssten die Fachgesellschaften auch stärker den Konflikt su-
chen und in Institute und Universitäten hineinwirken. Dabei wären auch 
Dinge zu thematisieren, die zwischen prekär Beschäftigten und professora-
ler Elite umstritten sind, da für zu viele Professor*innen letztlich doch der 
eigene Status als Beleg einer funktionierenden Elitenauswahl gilt – selbst 
wenn sie ansonsten das harte Los der Mitarbeiter*innen durchaus bedau-
ern. So zeigt sich auch wieder, wieso prekär beschäftigte Akademiker*in-
nen selbst in den Gremien vertreten sein müssen, um in der Debatte 
gegenüber dem professoralen ›Überbau‹ bzw. den Arbeitgeber*innen zu-
mindest auf dieser Ebene Augenhöhe herzustellen. 
Ein weiterer Handlungsbereich ist die Zusammenarbeit der verschiede-
nen Vereinigungen, um Alternativen zu formulieren, vor allem aber um die 
Hochschulpolitik zu erreichen. Ein sehr wichtiger erster Schritt hierzu wird 
eine für Anfang Februar 2017 geplante gemeinsame Tagung der Fachge-
sellschaften sein: neben DGS und DVPW sind DGPuK, DGfE und VdH 
beteiligt. Diese Konferenz soll nicht nur eine Plattform für den offenen 
und selbstkritischen Diskurs hochschulpolitischer Fragen darstellen, son-
dern auch Positionen hervorbringen, die zur Umsetzung direkt an Politik 
und Hochschulen zu adressieren sind. Let‘s keep it up! 
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